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1. Das Steueränderungsgesetz 2015 
 
Der Bundesrat stimmte am 16.10.2015 
dem Steueränderungsgesetz 2015 zu, das 
Vorschläge der Länder umsetzt, welche in 
2014 nicht mehr realisiert werden konnten. 
Es enthält eine Vielzahl von kleinen Ge-
setzesänderungen. Die interessantesten 
sollen hier kurz aufgelistet werden:  
 
Investitionsabzugsbetrag (Inkrafttreten 
am 1.1.2016): Investitionsabzugsbeträge 
ermöglichen – unter weiteren Vorausset-
zungen – die Vorverlagerung von Ab-
schreibungsvolumen in ein Wirtschaftsjahr 
vor Anschaffung oder Herstellung eines 
begünstigten Wirtschaftsgutes. Aber auch 
bei bereits angeschafften oder hergestell-
ten begünstigten Wirtschaftsgütern kön-
nen in bestimmten Fällen Investitionsab-
zugsbeträge und eine daraus resultie-
rende gewinnmindernde Herabsetzung der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
noch in Anspruch genommen werden 
(siehe auch Beitrag „Investitionsabzugs-

betrag“ unter „Handlungsempfehlungen 
zum Jahreswechsel 2015/2016“).  
 
Die Neuregelung sieht vor, dass Steuer-
pflichtige ohne weitere Angaben Abzugs-
beträge für begünstigte künftige Investitio-
nen im beweglichen Anlagevermögen bis 
zu einem Höchstbetrag von unverändert 
200.000 € im Jahr gewinnmindernd abzie-
hen können. Die bisherige Dokumentati-
onspflicht wird durch eine Verpflichtung 
zur elektronischen Übermittlung der not-
wendigen Angaben ersetzt. 
 
Bei nicht durchgeführten begünstigten 
Investitionen nach Ablauf der dreijährigen 
Investitionsfrist sind die Abzugsbeträge 
rückgängig zu machen und zu verzinsen. 
Klarstellend wird gesetzlich geregelt, dass 
auch eine freiwillige vorzeitige Rückgän-
gigmachung von Abzugsbeträgen zulässig 
ist, z. B. bei nicht mehr zu erwartenden 
Investitionen zur Vermeidung höherer Zin-
sen durch eine spätere Änderung der 
Steuerfestsetzung.  
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Unterhaltsleistungen (Inkrafttreten am 
1.1.2016): Unterhaltszahlungen an den 
geschiedenen oder dauernd getrennt le-
benden Ehegatten können bis zu einem 
Betrag von zzt. 13.805 € zzgl. der im je-
weiligen Veranlagungszeitraum für die 
Absicherung der unterhaltenen Person 
aufgewendeten Beträge (= Basiskranken- 
und Pflegepflichtversicherung) als Son-
derausgaben abgezogen werden. Die Un-
terhalt empfangende Person hat die Zah-
lungen als Sonstige Einkünfte zu ver-
steuern (Korrespondenzprinzip).  
 
Das Prüfungsamt des Bundes stellte in 
diesem Zusammenhang mehrfach Defizite 
in der Verfahrensdurchführung fest. Da-
nach ist zwar der Sonderausgabenabzug 
bei der zahlenden Person sichergestellt, 
nicht jedoch die Versteuerung bei der 
empfangenden Person. Zur Verfahrenssi-
cherung wird für den Zahlenden die Pflicht 
eingeführt, die Identifikationsnummer der 
den Unterhalt empfangenden Person an-
zugeben. Die unterhaltene Person wird 
ihrerseits verpflichtet, ihre Identifikations-
nummer der den Unterhalt leistenden Per-
son mitzuteilen. Kommt sie dieser Ver-
pflichtung nicht nach, ist der Unterhalts-
leistende berechtigt, die Identifikations-
nummer bei der für den Unterhaltsleisten-
den zuständigen Finanzbehörde zu erfra-
gen.  
 
Umsatzsteuer bei unrichtigem Steuer-
ausweis (Inkrafttreten – nach Verkün-
dung): Im Falle eines unrichtigen Steuer-
ausweises in einer Rechnung entsteht die 
Steuer nach derzeitiger Gesetzeslage mit 
Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in 
dem die Steuer entsteht, spätestens je-
doch im Zeitpunkt der Ausgabe der Rech-
nung. Nunmehr wird gesetzlich klarge-
stellt, dass die aufgrund unrichtigen Steu-
erausweises geschuldete Steuer im Zeit-
punkt der Ausgabe der Rechnung ent-
steht. 
 
Steuerschuldnerschaft des Leistungs-
empfängers (Inkrafttreten – nach Ver-
kündung): Bei bestimmten Bauleistungen 
im Zusammenhang mit Grundstücken ist 
der Leistungsempfänger bisher schon 
Steuerschuldner. Als Bauleistungen gelten 
nach den Neuregelungen u. a. Sachen, 
Ausstattungsgegenstände oder Maschi-

nen, die auf Dauer in einem Gebäude oder 
einem Bauwerk installiert sind und die 
nicht bewegt werden können, ohne das 
Gebäude oder das Bauwerk zu zerstören 
oder zu verändern. Damit werden vor al-
lem Lieferungen von und Leistungen an 
Betriebsvorrichtungen erfasst. Entspre-
chend gelten Betriebsvorrichtungen uni-
onsrechtlich demnach nur dann nicht als 
Grundstück, wenn sie nicht auf Dauer in-
stalliert sind oder bewegt werden können, 
ohne das Gebäude oder das Bauwerk zu 
zerstören oder zu verändern. 
 
Grunderwerbsteuerliche Ersatzbemes-
sungsgrundlage: Die Grunderwerbsteuer 
bemisst sich grundsätzlich nach dem Wert 
der Gegenleistung. Bei fehlender Gegen-
leistung, Umwandlungsvorgängen, An-
teilsübertragung oder -vereinigung wird 
eine sog. Ersatzbemessungsgrundlage 
herangezogen, die das Bundesverfas-
sungsgericht für mit der Verfassung un-
vereinbar erklärte, weil die Regelung – 
wegen häufiger Unterschreitung des ge-
meinen Wertes – zu einer erheblichen und 
sachlich nicht gerechtfertigten Ungleich-
behandlung gegenüber der Regelbemes-
sungsgrundlage führt. 
 
Mit der Neuregelung des Grunderwerb-
steuergesetzes erfolgt die Annäherung der 
als Ersatzbemessungsgrundlage ermittel-
ten Werte an den gemeinen Wert und da-
mit an die Regelbemessungsgrundlage, 
indem die erbschaftsteuerlichen Bewer-
tungsregelungen für Grundbesitz heran-
gezogen werden. Die Regelung gilt grund-
sätzlich auf alle nach dem 31.12.2008 
verwirklichten Erwerbsvorgänge.  
 
 
2. Handlungsempfehlungen und Ge-

staltungshinweise zum Jahresende 
2015 

 
WEIHNACHTSFEIER/BETRIEBSVER-
ANSTALTUNG: Zuwendungen eines Ar-
beitgebers anlässlich einer Betriebsveran-
staltung waren bis zum 31.12.2014 bei 
Überschreiten einer Freigrenze (von 110 € 
je Mitarbeiter und Veranstaltung) als steu-
erpflichtiger Arbeitslohn zu qualifizieren. 
Für Betriebsveranstaltungen ab dem 
1.1.2015 wurde die bisherige Freigrenze 
von 110 € in einen „Freibetrag“ umge-
wandelt.  



 

 

 
Die Umwandlung in einen Freibetrag be-
deutet, dass Aufwendungen bis zu dieser 
Höhe steuerfrei bleiben, auch wenn der 
Betrag pro Veranstaltung und Arbeitneh-
mer überschritten wird. Nur der über-
schrittene Betrag ist dann steuer- und so-
zialversicherungspflichtig.  
 
Beispiel: Unternehmer X lädt seine 10 
Mitarbeiter zu einer Weihnachtsfeier ein. 
Die Kosten für die Feier betragen 1.500 €. 

 
· Alte Regelung bis 31.12.2014 mit 

einer Freigrenze: Nachdem die Frei-
grenze pro Mitarbeiter überschritten 
wurde, unterlag der gesamte Betrag in 
Höhe von 150 € (1.500 : 10) grundsätz-
lich der Steuer- und Sozialversiche-
rungspflicht.  

· Neue Regelung ab 1.1.2015 mit ei-
nem Freibetrag: Auch wenn in diesem 
Fall der Freibetrag pro Mitarbeiter über-
schritten wurde, sind hier grundsätzlich 
nur die überschreitenden Aufwendun-
gen in Höhe von (150 € – 110 € Frei-
betrag =) 40 € steuer- und sozialversi-
cherungspflichtig.  

· Sie bleiben dann sozialversicherungs-
frei, wenn sie der Arbeitgeber mit 25 % 
pauschal besteuert.  

 
Alle Aufwendungen, auch die Kosten für 
den äußeren Rahmen der Betriebsveran-
staltung (z. B. Fremdkosten für Saalmiete 
und „Eventmanager“), werden – entgegen 
eines anders lautenden Urteils des Bun-
desfinanzhofs – in die Berechnung einbe-
zogen. Gleichfalls sind die geldwerten 
Vorteile, die Begleitpersonen des Arbeit-
nehmers gewährt werden, dem Arbeit-
nehmer als geldwerter Vorteil zuzurech-
nen.  
 
Bitte beachten Sie: Eine begünstigte Be-
triebsveranstaltung liegt nur dann vor, 
wenn sie allen Angehörigen des Betriebs 
oder eines Betriebsteils grundsätzlich of-
fensteht. Eine Betriebsveranstaltung wird 
als „üblich“ eingestuft, wenn nicht mehr als 
2 Veranstaltungen jährlich durchgeführt 
werden. Auf die Dauer der einzelnen Ver-
anstaltung kommt es nicht an. Das be-
deutet, dass auch mehrtägige Betriebs-
veranstaltungen begünstigt sein können. 
 
 

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE 
UND MITTLERE UNTERNEHMEN: Kleine 
und mittlere Unternehmen profitieren von 
der Sonderabschreibung von bis zu 20 %. 
Werden bewegliche Wirtschaftsgüter wie 
z. B. Maschinen angeschafft, können – 
unter weiteren Voraussetzungen – im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung sowie in 
den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur 
normalen Abschreibung zusätzlich Son-
derabschreibungen in Höhe von insge-
samt bis zu 20 % in Anspruch genommen 
werden. Der Unternehmer kann entschei-
den, in welchem Jahr er wie viel Prozent 
der Sonderabschreibung beanspruchen 
will und damit die Höhe des Gewinns 
steuern. 
 
Die für die Inanspruchnahme der Ver-
günstigung relevanten Betriebsvermö-
gensgrenzen betragen bei Bilanzierenden 
235.000 € bzw. der Wirtschaftswert bei 
Betrieben der Land- und Forstwirtschaft 
125.000 €; die Gewinngrenze bei Ein-
nahme-Überschuss-Rechnern beträgt 
100.000 €.  
 
 
INVESTITIONSABZUGSBETRAG: Steu-
erpflichtige können für neue oder ge-
brauchte bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, die sie anschaffen oder 
herstellen wollen – unter weiteren Voraus-
setzungen wie z. B. der betrieblichen Nut-
zung zu mindestens 90 % und Einhaltung 
bestimmter Betriebsgrößenmerkmalen 
bzw. Gewinngrenzen (wie bei der Sonder-
abschreibung) –, bis zu 40 % der voraus-
sichtlichen Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten steuerlich gewinnmindernd 
abziehen. Der Abzugsbetrag darf im Jahr 
der Inanspruchnahme und den drei Vor-
jahren 200.000 € je Betrieb nicht überstei-
gen.  
 
Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen 
Betrieb im Jahr 2016 eine Maschine im 
Wert von netto 50.000 € anschaffen. Hier-
für kann er bereits für 2015 einen In-
vestitionsabzugsbetrag in Höhe von 40 % 
(= 20.000 €) der Anschaffungskosten in 
Anspruch nehmen, der sich in diesem Jahr 
auch gewinnmindernd auswirkt.  
 
Der Unternehmer kann dann die Bemes-
sungsgrundlage für die weiteren Abschrei-
bungen und Sonderabschreibungen auf 



 

 

30.000 € im Anschaffungsjahr vermindern, 
um die erforderliche steuerliche Hinzu-
rechnung auszugleichen. Schafft er im 
Jahr 2016 die Maschine an, kann er zu-
sätzlich eine Sonderabschreibung in Höhe 
von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd 
ansetzen. 
 
Unterbleibt die geplante Investition, ist die 
Berücksichtigung des Investitionsabzugs-
betrages in dem Wirtschaftsjahr rückgän-
gig zu machen, in dem der Abzug erfolgt 
ist. Dafür werden bestandskräftige Be-
scheide korrigiert und es entstehen Zins-
aufwendungen. 
 
Investitionsabzugsbetrag auch für ei-
nen betrieblichen Pkw: Die Gewährung 
eines Investitionsabzugsbetrages setzt 
u. a. voraus, dass der Steuerpflichtige be-
absichtigt, das begünstigte Wirtschaftsgut 
in einer inländischen Betriebsstätte des 
Betriebs ausschließlich oder fast aus-
schließlich betrieblich zu nutzen (= be-
triebliche Nutzung zu mindestens 90 % im 
Jahr des Erwerbes und im Folgejahr).  
 
Des Weiteren muss der Steuerpflichtige 
das Wirtschaftsgut in den beim Finanzamt 
einzureichenden Unterlagen seiner Funk-
tion nach benennen (die Benennung der 
Funktion entfällt für Wirtschaftsjahre ab 
2016) und die Höhe der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
angeben. Dann kann der Investitionsab-
zugsbetrag auch für einen betrieblichen 
Pkw in Anspruch genommen werden. Der 
Nachweis der über 90%igen betrieblichen 
Nutzung ist über ein Fahrtenbuch zu füh-
ren. 
 
Anmerkung: Wird das Fahrzeug aus-
schließlich seinen Arbeitnehmern zur Ver-
fügung gestellt – dazu zählen auch ange-
stellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt 
es sich um eine 100%ige betriebliche Nut-
zung.  
 
 
GESCHENKE AN GESCHÄFTS-
FREUNDE: Steuerpflichtige bedanken 
sich i. d. R. für die gute Zusammenarbeit 
am Jahresende bei ihren Geschäftspart-
nern mit kleinen Geschenken. Solche 

„Sachzuwendungen“ an Personen, die 
nicht Arbeitnehmer des Unternehmers 
sind – also z. B. Kunden, Geschäfts-
freunde usw. – dürfen als Betriebsausga-
ben abgezogen werden, wenn die Kosten 
der Gegenstände pro Empfänger und Jahr 
35 € ohne Umsatzsteuer (falls der Schen-
kende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) 
nicht übersteigen. Ist der Betrag höher 
oder werden an einen Empfänger im Wirt-
schaftsjahr mehrere Geschenke über-
reicht, deren Gesamtkosten 35 € überstei-
gen, entfällt die steuerliche Abzugsmög-
lichkeit in vollem Umfang.  
 
Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. 
Hier geht der Fiskus davon aus, dass es 
sich um Streuwerbeartikel handelt. Hierfür 
entfällt auch die Aufzeichnungspflicht der 
Empfänger. Der Zuwendende darf aber 
Aufwendungen von bis zu 10.000 € im 
Jahr pro Empfänger mit einem Pauschal-
steuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag 
und Kirchensteuer) versteuern. Der Auf-
wand stellt jedoch keine Betriebsaus-
gabe dar! Er hat den Empfänger von der 
Steuerübernahme zu unterrichten.  
 
Geschenke aus persönlichem Anlass (Ge-
burtstag, Hochzeit und Hochzeitsjubiläen, 
Kindergeburt, Geschäftsjubiläum) im Wert 
bis 60 € (bis 31.12.2014 = 40 €) müssen 
nicht pauschal besteuert werden. Über-
steigt der Wert jedoch 35 €, ist das Ge-
schenk nicht als Betriebsausgabe absetz-
bar! 
 
 
GESCHENKE AN ARBEITNEHMER: Will 
der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern 
neben den üblichen Zuwendungen (Blu-
men o. Ä. bis zu 60 €) auch ein Geschenk 
z. B. zum Jahresende überreichen, kann 
er eine besondere Pauschalbesteuerung 
nutzen. Geschenke an Mitarbeiter können 
danach bis zu einer Höhe von 10.000 € 
pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Ar-
beitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag 
und Kirchensteuer) pauschal besteuert 
werden. Sie sind allerdings sozialversiche-
rungspflichtig. Der Arbeitgeber kann die 
Aufwendungen (für Arbeitnehmer) als 
Betriebsausgaben ansetzen. 

  
 



 

 

  
 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.),  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.),  
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 
 

10.12.2015 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

28.12.2015 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

  
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2015: September = 107,0; August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0; 
Mai = 107,1; April = 107,0; März 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5 
2014: Dezember = 106,7; November = 106,7; Oktober = 106,7 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für deren Inhal t kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
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